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Wohnungswirtschaft begrüßt Abschluss 

der Koalitionsverhandlungen am 07.02.2018
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Jetzt klaren Kurs für mehr bezahlbaren 

Wohnraum setzen! 

• Stärkung der Wohnraumförderung 

positives Signal

• Absenkung und Einschränkung der 

Modernisierungsumlage und Verlängerung 

des Bindungszeitraumes beim Mietspiegel 

blockieren Investitionen 

• Realistische energetische Anforderungen 

an die Wohngebäude

47 9 4
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Kurs Richtung „Heimat“

Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat
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PStS Marco Wanderwitz
PStS Dr. Günther Krings

PStS Stephan Mayer
BM Horst Seehofer

Beamtete

Staatssekretäre:

• Gunther Adler

• Hans-Georg Engelke

• Dr. Markus Kerber

• Dr. Helmut Teichmann

• Klaus Vitt



GdW Bundesverband deutscher Wohnungs-

und Immobilienunternehmen e.V.

Neuer BT-Ausschuss „Bauen, Wohnen, 

Stadtentwicklung und Kommunen“ 

BT-Beschluss und Konstituierung am 25.04.2018
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24 Mitglieder

CDU/CSU: Mechthild Held (Vors.), Michael Kießling, 

Karsten Möring, Eckhard Pols, Torsten Schweiger, 

Dr. Anja Weisgerber, Volkmar Vogel, 

Kai Wegner (Sprecher), Emmi Zeulner

SPD: Bernhard Daldrup (Obmann), Elisabeth Kaiser, 

Klaus Mindrup, Ulli Nissen, Claudia Tausend

AfD: Udo Hemmelgarn (Obmann), Frank Magnitz, 

Marc Bernhard

FDP: Daniel Föst (Obmann), Reinhold Hagen, 

Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann

Die Linke: Kerstin Kassner, Caren Lay (Obfrau)

Bündnis90/Die Grünen: Christian Kühn (Obmann), 

Daniela Wagner
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Schwerpunkte für die ersten Regierungsmonate
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Mietrecht:
Mietspiegel, 

Modernisierungsum-
lage (Zinsbindung), 

Mietpreisbremse

[Bundesjustizminsterium]

Planungs- und 
Baubeschleuni-

gungsgesetz

[Bundesverkehrs-
ministerium]

Förderung: 
energetische 

Modernisierung 
(Zuschuss, Struktur), 
Eigentumsförderung 

(Zuschuss)

[Bundeswirtschafts-
ministerium]

Klimaschutz:

GEG, EnEV, 
Mieterstrom

[Bundeswirtschafts-
ministerium]

Soz. Wohnraum-
förderung

Grundgesetzänderung 

[Bundesfinanz-
ministerium]

Bodenpolitik:
Grundsteuer 
insgesamt, 

Grundsteuer C, 
Vorschläge für 
Bodenpolitik

[Bundesministerium des 
Innern, für Bau und 

Heimat]

Ländliche Räume: 
Input für geplante Kom-
mission, Entlastung der 

Städte, Regionalförderung, 
Ersatzneubau, Altschulden, 
Steigerung der Attraktivität 
der Regionen jenseits der 
Metropolen, Gestaltung 

Städtebauförderung
[Bundesministerium des 

Innern, für Bau und Heimat]

Integration:

Integrationsfähigkeit, 
Migration, Anpassung 

Soziale Stadt

[Bundesministerium des 
Innern, für Bau und 

Heimat]
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und Immobilienunternehmen e.V.

Wohnungswirtschaftliche Positionen
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1,5 Mio. neue Wohnungen für Deutschland

Vorbereitungen für einen Wohngipfel 2018

Spitzengespräch des Bündnisses für bezahlbares Wohnen und Bauen 

und Sitzung des Wohnungswirtschaftlichen Rates am 04.05.2018 

mit Bundesminister Seehofer.
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Quelle: BMI

Fortführung des Bündnisses,

Begleitung der Umsetzung.

Vor der Sommerpause folgen zwei weitere 

Sitzungen des Wohnungswirtschaftlichen 

Rates.

Es wird ein Umsetzungspaket aus den 

Forderungen des Bündnisses für den 

Wohnungsgipfel vorbereitet.

Übergabe im Rahmen des Wohngipfels an die 

Bundeskanzlerin im Herbst 2018.

Seehofer sieht auch Verbände der Wohnungs-, 

Immobilien- und Bauwirtschaft mit ihren 

Unternehmen in der Pflicht, durch konstruktive 

eigene Aktivitäten zum Erfolg der Wohnungs-

politik von Bund und Ländern beizutragen. 

Klare Angebote bereits im Vorfeld des 

Wohngipfels. 
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Wohnrauminitiative - Für mehr Wohnraum,

bezahlbare Mieten und Wohneigentum für Familien
Beschluss der Geschäftsführenden Vorstände vom 07.05.2018 –

erste Ziele

Schaffung eines 
Baukindergeldes

Pro Kind je Jahr 
1.200 € über einen 

Zeitraum von 
10 Jahren. 

Erstmaliger Neubau 
oder Erwerb einer 

Bestandsimmobilie.

Ab 01.08.2018.

Schaffung von mehr 
Transparenz bei der 

Mietpreisbremse

Gesetzliche 
Auskunftspflicht zur 

Offenlegung der 
Vormiete.

Begrenzung und 
Vereinfachung der 

Modernisierungsumlage

Umlagefähigkeit von 
Modernisierungskosten 
in Gebieten geltender
Kappungsgrenze für 

Mieterhöhungen von derzeit 
11 auf zukünftig 8 %.

Befristung auf 5 Jahre, dann 
Überprüfung.

Zusätzlich Kappungsgrenze für 
Mieterhöhungen nach einer

Modernisierung. 

Anstieg nach einer
Modernisierung um nicht mehr 

als 3 Euro/qm Wohnfläche
innerhalb von 6 Jahren.

„Herausmodernisieren“ wird 
künftig den Tatbestand der 

Ordnungswidrigkeit
erfüllen, 

Schadenersatzansprüche für 
Mieter. 

Optionales, vereinfachtes 
Mieterhöhungsverfahren. 

Schaffung steuerlicher 
Anreize

Befristete steuerliche 
Sonderabschreibung 

bis 2021 – im bezahlbaren 
Mietsegment.

Zusätzlich zur linearen 
Abschreibung  Weitere 5 
Prozentpunkte jährlich für 

4 Jahre.

Herstellung/Anschaffung 
neuer Gebäude und 

Eigentumswohnungen.

Auch Dachgeschossausbau.

10 Jahre Wohnzweckbindung.

Bauantrag zwischen 
01.09.2018 

und 31.12.2021.
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• Zügige Umsetzung der 

Wohnraumoffensive für 

1,5 Mio. Wohnungen.

• Einrichtung einer Experten-

Kommission beim BMI, die 

Vorschläge für eine nachhaltige 

Baulandmobilisierung erarbeitet.

Rechtliche Voraussetzungen dafür noch im Sommer 2018 schaffen.



GdW Bundesverband deutscher Wohnungs-

und Immobilienunternehmen e.V.

Regierungsentwurf: Gesetz zur Änderung des 

Grundgesetzes

Ressortabstimmung bis zum 13.04.2018.

Stellungnahme der Verbände zum 

Referentenentwurf bis zum 24.04.2018 

angefordert. 

Kabinettsbeschluss am 02.05.2018.

Neuer Artikel 104d GG:

„Der Bund kann den Ländern Finanzhilfen für 

gesamtstaatlich bedeutsame Investitionen 

der Länder und Gemeinden (Gemeindeverbände) im 

Bereich des sozialen Wohnungsbaus gewähren. 

Artikel 104b Absatz 2 Satz 1 bis 4 und Absatz 3 gilt 

entsprechend“.

9
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und Immobilienunternehmen e.V.

Nordrhein-Westfalen Sachsen-Anhalt
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• Auftaktworkshop am 28.02.2018 in Dessau-Roßlau und am 18.05.2018 in Düsseldorf

• Vielfalt der Standortbedingungen, Chancen und Ansatzpunkte für neue Lösungen und gute 

Beispiele sowie Hemmnisse in den Wohnungsmärkten herausarbeiten und bewerten.

• Erarbeitung einer Literatursammlung bereits bestehender Studien

• Zusammenführung der Ergebnisse aus den Workshops, Reflexion und Erfahrungsaustausch 

mit Fachexperten 

• Übergreifende Dokumentation der Erkenntnisse und Ableitung von Empfehlungen und 

Forderungen in Richtung Politik hinsichtlich Strategien zur Attraktivitätssteigerung

Workshop- und 

Beteiligungsprozess

Stärkung der schrumpfenden bzw. 

strukturschwachen Regionen
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GdW Bundesverband deutscher Wohnungs-

und Immobilienunternehmen e.V.

Handlungsfelder für die WohWi
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Attraktivität der 

Wohnung, Wohnumfeld 

Attraktivität des 

Stadtkerns

Ankerpunkte/Urbanität 

(Tapas-Bar-Effekt)

Versorgung Lebensmittel, 

Bekleidung, daily needs)

Gesundheit

Bildung (Kita, Schule, 

Uni, VHS …)

Kultur/Sport/

Gemeinschaftliches 

Erleben

Mobilität

Digitale Infrastruktur

Entwicklung der Arbeit

Image (Tourismus, 

Historie, Wirtschaft, 

Vergleichsrechnung)

Mögliche

Handlungs-

felder
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Vodafone – Unitymedia: „Monopol, Duopol – oder 

einfach erstmals echter Wettbewerb?“*

*Christoph Clément, Mitglied der Geschäftsleitung, Vodafone Kabel Deutschland

Das gemeinsame Unternehmen hätte:

 Pro forma-Umsatz im Kalenderjahr 2017: 13 Mrd. Euro, 

 31 Millionen Mobiltelefonkunden, 

 7 Millionen Breitbandanschlüsse, 

 14 Millionen Kabel-TV-Haushalte (von 17,6 Mio.) auf eigener Infrastruktur.

 „Mission: Kein neues Monopol errichten, sondern das alte Monopol 

herausfordern und endlich echten Wettbewerb schaffen.“ 

Vodafone-Argumente gegen mögliche Kritikpunkte

 „Gespenst des Kabelmonopols“: Es gibt nur Breitband-, keinen Kabelmarkt. 

Telekom hat 75 % aller Kundenanschlüsse, Vodafone künftig nur 21 %.

 „Content- und Rechte-Monopol“: keine eigenen Inhalte, nur Verbreitung. 

 „Fehlender Wettbewerb für die Wohnungswirtschaft“: 

 Netze von Vodafone und Unitymedia überlappen sich nicht.

 Selbst bei überregionalen Wohnungsgesellschaften werden 

Gestattungsverträge in den jeweiligen Netzgebieten abgeschlossen.

 „Zusammenschluss als Glasfaser-Bremse“: Das Gegenteil ist der Fall - auch 

auf dem Land und in Gewerbegebieten.
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Betriebskostenrecht – Umlage Breitbandanschluss

Bundesnetzagentur (BNetzA), BMWI und BMJ  votierten am 12.12.2017 

dafür, dass die Betriebskosten einer Infrastruktur gemäß § 2 Ziffer 15  

BetrKV weiterhin umlagefähig sein sollen, jedoch keine Abrechnung eines 

TV-Dienstes mehr beinhalten dürften. Gründe:

 Abrechnung eines TV-Dienstes über Betriebskosten nicht mehr zeitgemäß. 

 Der Wettbewerb würde beschränkt. Die Telekom verweist rechtlich 

unzutreffend aber politisch wirkungsvoll auf  den Kundenschutz gemäß§ 43 b 

TKG. Danach sind Endkundenverträge auf max. 24 Monate zu beschränken.

 Vorläufige Überlegungen des BMWi:

 In Ziffer 15 den letzten Halbsatz " … ferner die laufenden monatlichen 

Grundgebühren für Breitbandanschlüsse" zu streichen. 

 Ggf. ferner den auf Breitbandanschlüsse geänderten Begriff so ändern 

(z. B. auf „TV-Versorgung“), dass schon begrifflich keine Abrechnung für 

Internet und Telefonie gemeint sei.

 Beratungen im Zusammenhang mit einer TKG-Novelle könnten ab 

Sommer 2018 starten und bis zum Gesetz ein bis zwei Jahre vergehen. 

 Folgetermin am 30.05.2018. Konkrete Pläne der Politik sind nicht bekannt.
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Argumente für Sammelinkasso-Modell

Stand der Gespräche Mieterbund und „Paritätische“

Argumente pro Sammelinkasso-Modell gemäß Workshop „Finanzierung der 

Medienversorgung in Wohngebäuden“ am 27.02.2018. Das Modell …

• sichert Mietern kostengünstige Teilhabe an einer leistungsfähigen 

Breitbandversorgung (bis zu 50 % günstiger als Einzelinkasso-Modell), 

• ist ein erprobtes, effizientes Investitions- und Finanzierungsmodell und auch 

ein Zukunftsmodell für Breitband- und Glasfaserinvestitionen, 

• gibt kleinen Netzbetreibern eine reelle Chance im Gestattungswettbewerb. 

Ein Verzicht führt sogar zu weniger Wettbewerb, zumal Angebote 

alternativer Anbieter derzeit über das TV-Kabel nicht möglich sind,

• wirkt positiv bei bildungsfernen und Haushalten mit geringem Einkommen.

Generelle Richtschnur: Eine etwaige Änderung der BetrKV darf nicht in 

laufende Verträge zwischen WU und KNB eingreifen. 

Stand der Gespräche mit DMB und Paritätischer Gesamtverband

• Positiv: Der „Paritätische“ unterstützt unsere Argumente.

• Der DMB lehnt grundsätzlich auch einen Eingriff in laufende Verträge ab, 

strebt aber eine „Exit-Strategie“ an, damit Mieter künftig frei entscheiden 

können. Problem: Jeder „Exit“ binnen ca. 10 Jahren greift in Verträge ein. 
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und Immobilienunternehmen e.V.

Exklusive Kooperation mit Immowelt

02.05.2018 Unterzeichnung einer exklusiven Rahmenvereinbarung zwischen 

Immowelt und GdW.

GdW setzt damit die Empfehlung des Entscheidungsgremiums 

(Präsidium/Finanz- und Prüfungsausschuss) um. 

Das Entscheidungsgremium sowie die eingebundenen Arbeitsgruppen 

(Recht/Technik) sind zu dem Ergebnis gekommen: 

Immowelt setzt das sog. "Term Sheet" , welches die Grundlage für die 

Vertragsverhandlungen bildete am besten um. 

Wesentliche Vorteile für GdW-Unternehmen: 

• Starke Datenhoheit bei den GdW-Unternehmen 

• Kein Einfluss auf politische Meinungsbildung

• Partnerschaftliche Entwicklung von gemeinsamen innovativen Leistungen für WU 

• Langfristige Ausrichtung der Partnerschaft - bis Ende 2022 
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Thema Digitalisierung

• Initiative D21 – GdW beteiligt sich („Digitalisierungsindex“)

• Tagung der Fachausschuss-Vorsitzenden zur Koordinierung 

des Themas

• Durchführung einer Umfrage (Analyse&Konzepte)
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Quelle: D21 DIGITAL INDEX 2017/2018 -  Jährliches Lagebild zur  Digitalen 

Gesellschaft 

KV: 

Flächendeckender Ausbau von Gigabit-Netzen bis 2025. 

Netzinfrastrukturwechsel zur Glasfaser. 10 bis 12 Mrd. 

Euro in Gigabitinvestitionsfonds. Rechtlich 

abgesicherten Anspruch ab 01.01.2025 schaffen.

Bundesprogramm „Smarte Modellregionen“ auflegen 

(insbesondere für ländliche Räume und mittlere Städte).

E-Health-Gesetz weiterentwickeln, Aktionsplan bis 2020 

mit Maßnahmen. Ausbau telemedizinischer Leistungen.

KfW-Programm „Altersgerecht Umbauen“ verstetigen. 

Wiedereinführung der Kreditvariante.
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Digi-All: 6. WohnZukunftsTag 2018
20./21. Juni 2018 im Tempodrom Berlin

Das Treffen der Wohnungswirtschaft Deutschland

Themen:

• BIM me up…

• Smart X – mehr als Spielerei

• Vermietung 4.0

• Von Prop bis Tech

• New Grids on the Block

• Künstliche Dummheit und natürliche Intelligenz

• „Wenn der Paketmann nicht mehr klingelt…“

• Von Science Fiction lernen

• Mobilität 4.0

Housewarming-Party am 20.06.2018 im Tempodrom Berlin

Anmeldung unter: 2018.wohnzukunftstag.de/online-anmeldung
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GdW-Gremienbefragung 2018: 

Stellen Sie eine zunehmende Aggressivität in Ihren 

Wohnquartieren fest? 
Mehrfachnennungen möglich
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Quelle: Eigene Befragung, n=185

Aggressivität im Quartier 

nimmt zu

Aggressivität unter den 

Mietern nimmt zu

Aggressivität geht über das 

Verbale hinaus

Nein, die Situation ist 

unverändert

Aggressivität gegenüber 

Mitarbeitern nimmt zu

Nein, die Situation hat sich 

eher verbessert

Sonstiges (bitte angeben)
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14 %

32 %

55 %

59 %

70 %

71 %

80 %

81 %

81 %

83 %

86%

68%

45%

41%

30%

29%

20%

19%

19%

17%

wird gebraucht wird nicht gebraucht

GdW-Gremienbefragung 2018
Welche Instrumente/Maßnahmen werden benötigt, um das Zusammenleben 

im Quartier in den nächsten Jahren erfolgreich zu managen?
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Quelle: Eigene Befragung, n=185

Befragungszeitraum: 09. – 16.03.2018

Bundesprogramm mit Zuschussmöglichkeiten für 

integrative Maßnahmen in den Wohnquartieren 

Förderung von Nachbarschaftstreffs/ 

Mehrfunktionshäusern

Stärkere Unterstützung der Wohnungs-

unternehmen durch die Kommunen

Bessere Koordination der beruflichen 

Integration

Öffnung des Programms Soziale Stadt 

über investive Maßnahmen hinaus

Mehr Polizei vor Ort

Belegungspolitik der Kommunen verändern

Andere Anbieter einbeziehen, für eine bessere 

Durchmischung im eigenen Quartier

Direkter Zuschuss für Sicherheitsdienst

Anerkennung der Wohnungsunternehmen 

als Träger der Jugendhilfe




